
     2011               2012 
Satzung 

der Stadt Geilenkirchen 
über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren 

(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) 
 

Vom 02.12.2010 
 

in der Fassung der Änderungssatzung vom 27.12.2010 
 
 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 f der Gemeindeord- 
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) vom 14. Juli 1994  (GV. NRW. S. 
666/ SGV. NRW. 2023) in der zz. geltenden Fassung, der §§ 3 und 4 des Gesetzes 
über die Reinigung öffentlicher Straßen (Straßenreinigungsgesetz - StrReinG NW) 
vom 18.12.1975 (GV. NW. 1975 S. 706/1976 S. 12) in der zz. geltenden Fassung 
und der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein- 
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712/SGV. NRW. 610) in der 
zz. geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Geilenkirchen in seiner Sitzung am 
10.11.2010  folgende Satzung der Stadt Geilenkirchen über die Straßenreinigung 
und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren beschlossen: 
 
 
 

§ 2 
Übertragung der Reinigungspflicht auf die Grundstückseigentümer 

 
(1) Die Reinigung aller Gehwege innerhalb der geschlossenen Ortslagen  

obliegt den Eigentümern der an die Straße angrenzenden und durch sie 
erschlossenen Grundstücke. Die Reinigung der im anliegenden Straßenverzeich-
nis besonders kenntlich gemachten Fahrbahnen und Gehwege wird in dem darin 
festgelegten Umfang und Zeitraum den Eigentümern der an sie angrenzenden 
und durch sie erschlossenen Grundstücke auferlegt. Das Straßenverzeichnis ist 
Bestandteil dieser Satzung. 
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Vom --.--.2011 

 
in der Fassung der Änderungssatzung vom  
 
 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 f der Gemeindeord- 
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) vom 14. Juli 1994  (GV. NRW. S. 
666/ SGV. NRW. 2023) in der zz. geltenden Fassung, der §§ 3 und 4 des Gesetzes 
über die Reinigung öffentlicher Straßen (Straßenreinigungsgesetz - StrReinG NW) 
vom 18.12.1975 (GV. NW. 1975 S. 706/1976 S. 12) in der zz. geltenden Fassung 
und der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein- 
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712/SGV. NRW. 610) in der 
zz. geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Geilenkirchen in seiner Sitzung am 
--.--.2011  folgende Satzung der Stadt Geilenkirchen über die Straßenreinigung 
und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren beschlossen: 
 
 
 

§ 2 
Übertragung der Reinigungspflicht auf die Grundstückseigentümer 

 
(1) Die Reinigung aller Gehwege innerhalb der geschlossenen Ortslagen  
        obliegt den Eigentümern der an die Straße angrenzenden und durch sie 
        erschlossenen Grundstücke. Die Reinigung der im anliegenden Straßenverzeich- 
        nis besonders kenntlich gemachten Fahrbahnen und Gehwege wird in dem darin 
        festgelegten Umfang und Zeitraum den Eigentümern der an sie angrenzenden 
        und durch sie erschlossenen Grundstücke auferlegt. Das Straßenverzeichnis ist 
        Bestandteil dieser Satzung. 

 
 
 



 
(2) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein Dritter durch schriftliche 

Erklärung gegenüber der Stadt mit deren Zustimmung die Reinigungspflicht 
übernehmen, wenn eine ausreichende Haftpflichtversicherung nachgewiesen 
wird; die Zustimmung ist jederzeit widerruflich und nur solange wirksam, wie 
die Haftpflichversicherung  besteht. 

 
(3) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Verpflichtung des Verursachers, 

außergewöhnliche Verunreinigungen oder Abfall unverzüglich zu beseiti- 
gen, befreit den Reinigungspflichtigen nicht von seiner Reinigungspflicht. 

 
 

§ 4 
Umfang der übertragenen Winterwartungspflicht 

 
(1)  Zur Reinigung gehört auch die Winterwartung. Diese umfasst insbesondere das 

Schneeräumen sowie das Bestreuen der Gehwege in einer Breite von 1,00 m. Bei 
der Verwendung von auftauenden Stoffen (Streusalze) wird auf den angemessenen 
Gebrauch dieser Mittel hingewiesen.   
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
(2) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Verpflichtung des Verursachers, 

außergewöhnliche Verunreinigungen oder Abfall unverzüglich zu beseiti- 
gen, befreit den Reinigungspflichtigen nicht von seiner Reinigungspflicht. 

 
 

§ 4 
Umfang der übertragenen Winterwartungspflicht 

 
(1) Zur Reinigung gehört auch die Winterwartung. Diese umfasst das Schneeräumen 

sowie das Bestreuen der Gehwege in einer Breite von 1,00 m. Bei der 
Verwendung von auftauenden Stoffen (Streusalze) wird auf den angemessenen 
Gebrauch dieser Mittel hingewiesen.                                                              .        
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 


